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Vorwort

Dieses Werk schloss im Dezember 2020 eine kumulative Dissertation am
Fachbereich Rechtswissenschaften der Goethe-Universität Frankfurt am
Main ab. Nach der Promotionsordnung handelt es sich um ein „Vorwort“,
„welches den Zusammenhang zwischen den Fachpublikationen erläutert.“
Neben der zusammenfassenden Darstellung der kumulativ verbundenen
Veröffentlichungen soll das „Vorwort“ des Verfassers Interdependenzen
der untersuchten Schwerpunktprobleme und einen Lösungsvorschlag im
Spannungsfeld zwischen dem rechtlichen Gehör und der Effizienz des
Musterfeststellungsverfahrens liefern. Ferner wird ein besonderes Leis-
tungsverfahren finalisiert und durchnormiert, das nach rechtskräftiger
Feststellung der Leistungspflicht den Verbraucherinnen und Verbrauchern
den konkreten Leistungszugang ermöglicht. Hierzu und zu den weiteren
Entwicklungsvorschlägen, darunter zu der besonders bedeutsamen Reform
der Klagebefugnis, stellt das Werk auf die bis zum 25.12.2022 umzusetzen-
de Verbandsklagen-Richtlinie der Europäischen Union ab und will damit
zentrale Punkte für deren Umsetzung skizieren und konkretisieren. Die
Entwicklungen seit Dezember 2020 sind in Aktualisierungshinweisen dar-
gestellt.

 

Wennigsen, im Januar 2022
Peter Röthemeyer
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